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Schweiz

Vor dem Hintergrund der
Ausschaffungsinitiative
fordern Staatsanwälte einen
einheitlichen Umgang mit
Sozialhilfebetrügern.

Allein im ersten Halbjahr 2017 hat das So-
zialamt der Stadt Bern gegen 56 Perso-
nen Strafanzeige eingereicht, die mut-
masslich zu Unrecht Sozialhilfe bezogen
haben. Dabei geht es in der Regel um
kleine Summen: Auch wenn etwa ein Be-
züger nach der Abrechnung der Heizkos-
ten 700 Franken zurückerhalten und
nicht gemeldet hat, wird er dem Staats-
anwalt überwiesen. Anders als in den
meisten anderen Kantonen zeigen Ber-
ner Gemeinden alle Missbräuche an,
dazu verpflichtet sie das kantonale So-
zialhilfegesetz. Nur: Da am 1. Oktober
2016 das Gesetz zur Umsetzung der Aus-
schaffungsinitiative in Kraft getreten ist,
kann dies für Angezeigte weitreichende
Folgen haben – neu können auch Sozial-
hilfebetrüger ausgeschafft werden.

Und was geschieht, wenn ein Sozial-
hilfebetrüger dem Staatsanwalt überwie-
sen wird? Die Schweizerische Staatsan-
wälte-Konferenz hat im November 2016
eine Empfehlung an die Staatsanwälte al-
ler Kantone verschickt und ihnen gera-
ten, bei leichten Fällen keine Ausschaf-
fung zu beantragen. Sie erachten jene
Vergehen als leicht, bei denen nicht
mehr als 3000 Franken Sozialhilfe wi-
derrechtlich bezogen wurden. Doch die
Empfehlung wurde nicht von allen Kan-
tonsvertretern unterschrieben.

Die sozialen Dienste der Städte Zü-
rich, Basel, Luzern und St. Gallen indes-
sen orientieren sich alle daran. In der
Stadt Basel gilt dies allerdings nur beim
ersten Missbrauch. Im Wiederholungs-
fall wird ein Bezüger in jedem Fall ange-
zeigt. Eine andere Strategie verfolgt die
Stadt St. Gallen: Sie zeigt leichte Fälle
nicht an, kürzt aber die Leistungen.

Nach Ansicht der Staatsanwälte ist es
unabdingbar, dass sich gerade bei die-
sem Gesetz, das für den Einzelnen gra-
vierende Folgen haben kann, eine ein-
heitliche Praxis etabliert, wie Daniel

Burri sagt. Er sitzt im Vorstand der
Staatsanwälte-Konferenz und ist Gene-
ralstaatsanwalt des Kantons Luzern. Als
fiktives Beispiel nennt er das eines
19-Jährigen, der in der Schweiz aufge-
wachsen ist, aber keinen Schweizer Pass
besitzt. Dieser Mann stiehlt eines Tages
ein Velo. «So einer gehört nicht ausge-
schafft», sagt Burri. Wenn der junge
Mann aber Pech hat, wohnt er in einem
Kanton, der eine harte Linie fährt, und
wird des Landes verwiesen – während er
in anderen Kantonen zwar bestraft, aber
nicht ausgeschafft worden wäre.

«Das Gesetz lässt den Richtern einen
grossen Ermessensspielraum»», sagt der
emeritierte Strafrechtsprofessor Peter
Albrecht. Wer ist ein Härtefall und wer
nicht? Die Frage sei nur, ob die Richter
ihn nutzten. So spiele es für einen Täter
eine sehr grosse Rolle, ob er vor einem
Richtergremium stehe, das von linken
oder von SVP-nahen Richtern dominiert
werde. Das bleibe so, bis das Bundesge-
richt ein erstes Urteil zum noch jungen
Gesetzesartikel gefasst habe.
Janine Hosp

Sozialhilfemissbrauch

Bern fasst kleine Betrüger härter an

Verwahrte haben kaum eine
Chance auf Freiheit: In den
letzten 14 Jahren wurden
jährlich im Schnitt nur
zwei Prozent der ordentlich
Verwahrten bedingt entlassen.

Von 2004 bis 2017 sind insgesamt 27 Per-
sonen, die eine schwere Straftat began-
gen haben, aus der ordentlichen Ver-
wahrung wieder freigekommen. Das
zeigt eine neue Studie von Thomas Frey-
tag, Vorsteher des Amts für Justizvollzug
des Kantons Bern, und Aimée Zermat-
ten, Doktorandin an der Universität
Freiburg. Zuvor hatten die «Sonntags-
Zeitung» und der «SonntagsBlick» sowie
die Westschweizer TV-Sendung «RTS
Info» über die Studie berichtet.

Im Schnitt waren in den vergangenen
Jahren 141 Straftäter ordentlich ver-
wahrt. 2015 wurden zwei Täter entlas-
sen, 2016 einer und im Jahr 2017 gar kei-
ner. Laut Studienautor Thomas Freytag
zeigen die Resultate, dass bereits die or-
dentliche Verwahrung genügend Sicher-
heit bringt und Verschärfungen nicht
notwendig sind. Eine bedingte Entlas-

sung werde «ausserordentlich selten bis
gar nie» gewährt, und wenn, dannmeis-
tens nur für alte Strafgefangene und kör-
perlich Kranke, die nicht mehr imstande
seien, ein schweres Delikt zu begehen.

Freytag sagt deshalb: «Die ordentli-
che Verwahrung hat sich de facto der
lebenslänglichen Verwahrung angenä-
hert.» Die Zahlen zeigten, dass die
Schweiz «alles andere als eine Kuschel-
justiz habe», sagt der Studienautor. Der
immer wieder laut werdende Ruf nach
noch härteren Strafen bei schweren De-
likten sei unbegründet.

Strengere Prüfungsverfahren
Einen grossen Unterschied gibt es ge-
mäss der Studie zudem zwischen der
Anzahl bedingter Entlassungen aus der
sogenannten kleinen Verwahrung – dem
stationären Massnahmenvollzug – und
aus dem Vollzug einer normalen Frei-
heitsstrafe. In eine kleine Verwahrung
geraten psychisch schwer gestörte Täter.
Von 2014 bis 2015 wurden 11 Prozent der
im Schnitt 464 Insassen in einer statio-
närenMassnahme entlassen. Demgegen-
über haben Behörden eine bedingte Ent-
lassung bei der Freiheitsstrafe in 73 Pro-
zent der Fälle bewilligt.

Gründe für diesen Unterschied sehen
die Forscher bei den strengeren Prü-
fungsverfahren und der unterschiedli-
chen Risikobeurteilung. Wird ein Täter
aus der Freiheitsstrafe entlassen, darf
nicht anzunehmen sein, dass er weitere
Verbrechen oder Vergehen begeht, er-
klären die Studienautoren.

Einheitlich restriktiv
Für eine bedingte Entlassung aus dem
Massnahmenvollzug muss zusätzlich
eine hoheWahrscheinlichkeit bestehen,
dass sich der Straftäter in der Freiheit
bewähren wird. Dies unter anderem da-
rum, weil diese Täter gefährlich sind
oder eine schwere psychische Störung
vorweisen.

Die nationale Studie zeigt weiter, dass
es bei der restriktiven Bewilligung der
bedingten Entlassung aus dem stationä-
ren Massnahmenvollzug keinen Rösti-
graben gibt. «Im Umgang mit Verwahr-
ten ist die Praxis schweizweit einheitlich
restriktiv», sagt Freytag. Dies steht im
deutlichen Gegensatz zur Entlassung
aus dem Strafvollzug: In der West-
schweiz werden Entlassung deutlich we-
niger oft bewilligt als in der Deutsch-
schweiz. (SDA/Red)

Nur wenige Verwahrte werden je entlassen
Parteien
CVP will ihren linken
Parteiflügel stärken
Am 7. April gründet der linke CVP-Par-
teiflügel unter Führung von Nationalrat
Stefan Müller-Altermatt die Christlich-
Soziale Vereinigung (CSV) Schweiz. Dies
berichtet die «Schweiz am Wochen-
ende». Die CSV soll an die Stelle der
Christlich-Sozialen Partei treten. Partei-
chef Gerhard Pfister, der für einen kon-
servativen Kurs steht, hat die Gründung
der CSV selbst angeregt. (Red)

Schweiz - Sri Lanka
Bund zahlt ausgeschafftem
Tamilen Genugtuung
Der Bund zahlt einemnach Sri Lanka aus-
geschafften Asylbewerber ein Schmer-
zensgeld. Laut seinem Anwalt wurde der
Mann nach der Ausschaffung 2013 ver-
haftet und gefoltert. 2014 hatte der Bun-
desrat ein Gesuch auf Schadenersatz ab-
gelehnt. Darauf reichte der Anwalt beim
Bundesgericht eine Staatshaftungsklage
ein. Nun haben das Finanzdepartement
(EFD) und der Anwalt einen ausserge-
richtlichen Vergleich geschlossen, wie
die «SonntagsZeitung» und die «Zentral-
schweiz am Sonntag» berichten. Das EFD
bestätigte die Berichte. (SDA)

Nachrichten

Die Grünen lancieren eine neue Anti-
AKW-Initiative. Dies hat die Geschäftslei-
tung der Partei am Donnerstag beschlos-
sen, wie die «SonntagsZeitung» berich-
tet. Das Begehren richtet sich gegen den
Weiterbetrieb des AKW Beznau, wie Vi-
zepräsident Bastien Girod bestätigt: «Das
Ziel ist, Beznau wegen besonderer Ge-
fährlichkeit stillzulegen.» Beznau stand
wegen Problemen im Druckbehälter seit
drei Jahren still, soll nun aber wieder ans
Netz. Die Eignerin Axpowill Beznaumin-
destens bis 2030 weiterbetreiben. Im In-
itiativentwurf heisst es: «Das Kernkraft-
werk Beznau 1 ist zum Schutz vonUmwelt
und Bevölkerung innert einem Jahr nach
Annahme der Initiative endgültig ausser
Betrieb zu nehmen.» Käme die Initiative
durch, müsste Beznau im besten Fall
2020 abgeschaltet werden. Die Grünen
wollen die Initiative zusammen mit Um-
weltverbänden und Anti-AKW-Gruppen
lancieren.Weil sich die Initiative auf Bez-
nau fokussiert und im Unterschied zur
Atomausstiegsinitiative von 2016 so for-
muliert ist, dass kaum Entschädigungs-
forderungen durch AKW-Betreiber mög-
lich sind, glauben die Grünen, dass sie
gute Erfolgschancen hat. (Red)

AKW Beznau per
Initiative abschalten

Janine Hosp

Sie ist eines der umstrittensten Volksbe-
gehren, die in den letzten Jahren ange-
nommen worden sind: die Ausschaf-
fungsinitiative der SVP, zu der 2010 rund
53 Prozent der Stimmenden Ja sagten.
Nun liegen erste Erfahrungen zur Wir-
kung der Initiative vor, denn seit dem
1. Oktober 2016 ist das entsprechende
Ausführungsgesetz in Kraft. Eine Um-
frage der «SonntagsZeitung» unter
22Kantonen zeigt, dass nicht mehr kri-
minelle Ausländer ausgeschafft werden.
Demnach ordneten Schweizer Gerichte
2017 insgesamt 832 obligatorische Lan-
desverweise von kriminellen Ausländern
an. Vor der Umsetzung der Initiative wa-
ren jeweils pro Jahr zwischen 500 und
800 Straftäter ausgeschafft worden.

Fabien Gasser, Präsident der Schwei-
zerischen Staatsanwälte-Konferenz,
wundert sich nicht. «Betroffen von den
neuen Normen sind vor allem Kriminal-
touristen», sagt Gasser. Auch unter al-
tem Recht hätten solche Straftäter be-
reits des Landes verwiesen werden kön-
nen. Neu sei mit der Initiative nur, dass
solche Fälle immer von einem Richter
hätten beurteilt werden müssen, früher
habe der Strafbefehl einer Staatsanwalt-
schaft genügt. Die Umfrage zeigt auch,
dass es kaumHärtefälle gegeben hat. Die
SVP hatte stets befürchtet, mit den Här-
tefällen würde die Justiz die Umsetzung
der Initiative hintertreiben.

Die grossen Städte warnten
Wirkung scheint die Volksinitiative je-
doch in einem anderen Bereich zu ent-
fachen: bei der Verhinderung von So-
zialhilfebetrug. Denn wer missbräuch-
lich Sozialhilfe bezieht, muss laut den
neuen Bestimmungen ebenfalls mit
einer Ausschaffung rechnen. «Das Ge-
setz zur Ausschaffungsinitiative wird
präventiv wirksam sein», sagt FelixWolf-
fers, Leiter des Sozialamts der Stadt
Bern und Co-Geschäftsleiter der Schwei-
zerischen Konferenz für Sozialhilfe
(Skos). «Wer mit Schwarzarbeit etwas
verdienen könnte, wird sich das ange-
sichts der einschneidenden Konsequen-
zen gut überlegen.»

Die Konsequenzen sind Sozialhilfebe-
zügern bekannt. Noch bevor das Gesetz
in Kraft getreten ist, haben Städte wie
Zürich, Basel, Bern, Luzern, Winterthur,
St. Gallen oder Biel allen Sozialhilfebe-

zügern mit ausländischem Pass einen
Brief geschrieben und sie darüber ins
Bild gesetzt. Die Sozialen Dienste der
Stadt Zürich haben das entsprechende
Merkblatt gar in 13 Sprachen abgefasst.
Heute werden in Zürich alle Personen,
die Sozialhilfe beantragen, standard-
mässig über die Folgen informiert.

Dass das Gesetz zum Landesverweis
ebenso ein präventives Instrument ist,
sehen auch Amtskollegen von Wolffers
so. Sie teilten die Einschätzung, dass
schon der Hinweis auf die Konsequen-
zen eines Missbrauchs präventive Wir-
kung entfalte, sagen Heinz Indermaur,
Leiter Soziale Dienste der Stadt St. Gal-
len, und Beat Feurer, Direktion Soziales
und Sicherheit der Stadt Biel.

«Dem Strafrecht wird ganz grundsätz-
lich eine präventive Wirkung zugespro-
chen», sagt Ruedi Illes, Amtsleiter der
Sozialhilfe des Kantons Basel-Stadt. Und
so könne sie auch dem Gesetz zum Lan-
desverweis zukommen. In Basel ist seit
dem Oktober 2016 nur eine verschwin-
dend kleine Zahl von Ausländerinnen
und Ausländern wegen Sozialhilfemiss-
brauchs angezeigt worden. Seine Mit-
arbeiter haben auf Anfrage der «Nord-
westschweiz» alle Anzeigen von Hand
gezählt und ausgewertet. Das Resultat:
148 Strafanzeigen wurden bei der Staats-
anwaltschaft eingereicht, nur drei davon
betrafen Ausländer. Da Vergleichszahlen
fehlen, kann Illes nicht sagen, ob das
neue Gesetz damit bereits seine präven-
tive Wirkung tut.

Freiwilliger Verzicht aus Angst
Auch in Bern lässt sich dies an den vor-
liegenden Zahlen nicht ablesen; die An-
zeigen aus dem Jahr 2017 gehen auf Miss-
bräuche aus früheren Jahren zurück.
Anders sieht dies Stefan Liembd von der
Stadt Luzern: Seiner Meinung nach
brauche es für einenMissbrauch eine ge-
wisse kriminelle Energie. Wer darüber
verfüge, lasse sich auch nicht vom neuen
Gesetz abschrecken.

Personen, die eigentlich Anrecht auf
Sozialhilfe haben, machen sich durch-
aus über die Risiken Gedanken, die ein
Bezug mit sich bringen kann. Das zeigen
die Erfahrungen in Basel. «Wir wissen
von einzelnen Ausländern, die keine So-
zialhilfe beziehen, unter anderem aus
Angst, dass sie ihre Aufenthaltsbewilli-
gung verlieren könnten.» Gemäss Gesetz
kann einer Person mit ausländischem
Pass diese Bewilligung entzogen wer-
den, wenn sie oder ihre Familie auf So-
zialhilfe angewiesen sind.

So erwartet Felix Wolffers nicht, dass
wegen des neuen Gesetzes künftig viele
Sozialhilfebetrüger ausgeschafft wer-
den. Mittelfristig jedoch würde die Zahl
der Missbräuche wohl sinken – zumin-
dest jene, die von Ausländerinnen und
Ausländern begangen werden.

Die Angst vor der Ausschaffung wirkt
Die Ausschaffungsinitiative hat bisher nicht dazu geführt, dass mehr kriminelle Ausländer ausgewiesen werden. Fachleuchte erwarten
jedoch, dass es wegen der Initiative zu weniger Sozialhilfemissbrauch kommt.

Ein Flugzeug startet über den Dächern des Ausschaffungsgefängnisses in Zürich-Kloten. Foto: Martin Ruetschi

«DasGesetz zur
Ausschaffungsinitiative
wird präventivwirksam
sein.»
Felix Wolffers, Co-Geschäftsleiter Skos
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Die Zahlen sind eindrücklich: Heute le-
ben in der Schweiz 1,5 Millionen Rentner.
Im Jahr 2045 werden es laut dem Bun-
desamt für Statistik 2,7 Millionen sein.
Damit steigt der Betreuungs- und Pflege-
bedarf stark an. Bereits heute benötigen
bis zu 260000Menschen über 65 Jahre
Unterstützung bei der Bewältigung des
Alltags. Meist geht es um nicht pflegeri-
sche Aufgaben wie Einkaufen, Kochen
oder Putzen. ZumGrossteil übernehmen
dies Angehörige. Allein 2013 leisteten
vorab Frauen 63 Millionen Stunden Be-
treuungs- und Pflegearbeit für erwach-
sene Verwandte und Bekannte. Gleich-
zeitig sind die Frauen beruflich zuneh-
mend eingebunden, weshalb ihre Kapa-
zitäten für die Betreuung abnehmen.

Das sind die Befunde einer Studie im
Auftrag der Paul-Schiller-Stiftung. Auf
diese demografische Herausforderung
sei die Schweiz schlecht vorbereitet, sagt
Präsident Herbert Bühl. Handlungsbe-
darf sieht der frühere Schaffhauser Ge-
sundheits- und Sozialdirektor vor allem
bei Betreuungsaufgaben wie Fahrdiens-
ten, Einkäufen, Haushaltsarbeiten oder
sozialer Zuwendung. Denn im Unter-
schied zur Pflege im Alter ist die Betreu-
ung gesetzlich nicht geregelt. Wer nicht
pflegebedürftig im Sinne des Kranken-
versicherungsgesetzes (KVG) ist, muss
Betreuungsleistungen von Spitex-Diens-
ten oder anderen Organisationen selbst
zahlen, eine Zusatzversicherung haben
oder auf die Unterstützung von Angehö-
rigen und Bekannten setzen.

«Das Anrecht auf Betreuung muss auf
Bundesebene gesetzlich verankert wer-

den», fordert Bühl. Kostenpflichtige Be-
treuung könnten sich längst nicht alle
Rentner leisten. Dabei müsse es das Ziel
sein, dass Betagte möglichst lange zu
Hause lebten – auch aus Kostengründen.
Die Stiftung schlägt vor, den Anspruch
auf Betreuung entweder im KVG zu
regeln, die Ergänzungsleistungen (EL)
auszubauen, eine neue Pflege- und Be-
treuungsversicherung zu etablieren oder
das System der Hilflosenentschädigung
weiterzuentwickeln.

Bühl ist überzeugt, dass die Forde-
rung politisch Resonanz finden wird.
Denn das Rentenniveau sinke, womit das
Risiko der Altersarmut für künftige Rent-

ner steige. «Wir müssen beginnen, die
Betreuung im Alter als Service public zu
verstehen, um ein würdiges Altern zu
ermöglichen. Diese Einsicht wird sich
durchsetzen», sagt er.

Doch erste Reaktionen fallen verhal-
ten aus. Zwar ist die Relevanz des The-
mas anerkannt. «Tatsächlich wird heute
Betreuung im Vergleich zur Pflege zu we-
nig finanziert. Dabei steht zum Beispiel
bei Demenzkranken die Betreuung im
Vordergrund», sagt SP-Nationalrätin
Silvia Schenker. Sozialpolitiker von links
bis rechts sind sich aber einig, dass eine
Finanzierung über das KVG angesichts
steigender Prämien unrealistisch ist.

Auch eine Lösung über die Hilflosen-
entschädigung erachten sie als «system-
fremd», wie BDP-Nationalrat Lorenz
Hess sagt, weil diese damit auf Personen
ausgeweitet würde, die nicht grundsätz-
lich hilflos sind.

Fehlende Bereitschaft
Gleichzeitig verweisen die Sozialpoliti-
ker auf eine Lösung, die diese Woche im
Nationalrat debattiert wird: Bei den EL
soll es künftig einen Zuschlag für betreu-
tes Wohnen geben. Die vorberatende
Kommission hat sich für einen entspre-
chenden Antrag ausgesprochen. «Ich
gehe davon aus, dass er im Nationalrat
eine Mehrheit finden wird», sagt SVP-
Nationalrat Thomas de Courten. Die ge-
naue Ausgestaltung ist allerdings noch
offen. Weitergehende Forderungen er-
achte sie nicht als realistisch, sagt CVP-
Nationalrätin Ruth Humbel, die den Zu-
schlag für betreutes Wohnen ebenfalls
unterstützt.

Grundsätzlich heisst es im bürgerli-
chen Lager, Modelle «auf privater,
freiwilliger und unentgeltlicher Basis»
seien gegenüber staatlichen, gesetzli-
chen Regelungen vorzuziehen, wie etwa
de Courten sagt. Tatsächlich gibt es be-
reits zahlreiche Angebote, die teilweise
ehrenamtlich erbracht werden und teil-
weise kostenpflichtig sind. Ältere Men-
schen finden etwa bei Pro Senectute eine
Begleitung zum Spazieren, Hilfe im
Haushalt oder Unterstützung für die Ad-
ministration. Auch das Rote Kreuz bietet
diverse Dienstleistungen dieser Art an.
Viele Kirchen erhalten zudem Besuchs-
dienste aufrecht, und der Verein Kiss
Schweiz setzt auf Zeitgutschriften: Wer

jemandem Hilfe im Alltag leistet, kann
sich die Stunden auf einem Zeitkonto
gutschreiben lassen und sie später für
sich selbst beanspruchen.

All das seien Mosaiksteine, sagt Judith
Bucher von Pro Senectute Schweiz.
Doch für die Zukunft – darin ist sie mit
Ruedi Winkler vom Verein Kiss einig –
werden sie nicht reichen, um den Be-
treuungsbedarf abdecken zu können.
Laut Winkler muss in der Gesellschaft
die Bereitschaft steigen, einen Beitrag zu
leisten. Nur so werde eine Lösung mög-
lich sein. Eine Regelung auf politischem
Weg sei hingegen aufwendig und teuer.

Alles aus einer Hand
Bei Pro Senectute geht man davon aus,
dass nicht nur zusätzliche Angebote nö-
tig werden, sondern auch die Finanzie-
rungsformen zu überdenken sind. Künf-
tige Lösungen müssten die Betreuung
und Pflege von älteren Menschen ganz-
heitlich betrachten, unabhängig davon,
ob diese zu Hause oder im stationären
Bereich von einer Tochter oder einem
Spitex-Mitarbeiter erbracht werden.

Der Heim-Dachverband Curaviva
schreibt, dass sich «der Mensch nicht in
Pflege und Betreuung aufteilen» lasse.
Nötig sei ausserdem ein einfacheres Fi-
nanzierungssystem.Wie dieses auszuge-
stalten wäre, lässt der Verband jedoch
offen. Markus Leser von Curaviva könnte
sich vorstellen, dass die Unterstützung
durch Freiwillige, Angehörige und Nach-
barn sowie professionelle Dienstleistun-
gen verstärkt aus einer Hand zu koordi-
nieren wären. Die Betreuung im KVG zu
regeln, findet auch er unrealistisch. Das
sei politisch kaum mehrheitsfähig.

Hilfe für Betagte soll «Service public» werden
Die Schweiz ist nicht darauf vorbereitet, dass künftig deutlich mehr betagte Menschen zu Hause betreut werden müssen.
Fachleute fordern deshalb ein gesetzliches Anrecht auf Betreuung im Alter.

Die Betreuung im Alter wird zur Herausforderung für die Gesellschaft. Foto: J. Merdan
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1 Basel–Flandern–Holland–Basel
15TageabFr. 1990.–
(Rabatt Fr. 400.– abgezogen, HD hinten,Vollpension)

1. Tag Basel Ind. Anreise, Einschiffung, «Leinen los!». 2. Tag
Flusstag «Romantischer Rhein». 3. Tag Nijmegen–Cuijk
Rundgang Nijmegen* und Rundgang+ Cuijk. 4. Tag Maas-
tricht Rundgang*, Fahrt Albert-Kanal. 5. Tag Antwerpen
Rundfahrt/-gang.* 6. Tag Gent–Terneuzen Rundgang*
Gent. Busausflug+ Brügge. 7. Tag Middelburg Ausflug*
Delta-Werke, Rundgang+ Middelburg. 8. Tag Amsterdam
Panoramarundfahrt.* Rundgang+ Haarlem oder Amsterdam
individuell. Grachtenfahrt.+ 9. Tag Kampen Ausflug+ nach
Giethoorn. Rundgang* Kampen. Fahrt über das IJsselmeer.
10. Tag Oudeschild–Hoorn Rundfahrt* Insel Texel. Fahrt
über IJsselmeer und Markermeer, Rundgang+ Hoorn. 11. Tag
Flusstag Fahrt auf IJssel und Rhein. 12. Tag Bonn–Linz am
Rhein Rundfahrt* Bonn, Besuch Beethovenhaus und Piano-
Konzert. 13. Tag Braubach Ausflug+ Marksburg. Schiffahrt
«Romantischer Rhein». 14. Tag Schwarzwald Ausflug*
Schwarzwald. 15. Tag Basel Ausschiffung und ind. Heimreise.
Reisedaten 2018 Eshet solangshetRabatt
07.07.–21.07.° 400
21.07.–04.08. 400

04.08.–18.08. 400

° nur noch wenige Kabinen verfügbar

2 Passau–Regensburg–Basel
9TageabFr. 1290.–
(Rabatt Fr. 200.– abgezogen, HD hinten,Vollpension)

1. Tag Zürich/St. Margrethen–Passau Busfahrt, Einschiffung
und «Leinen los!». 2. Tag Regensburg–Kelheim Rundgang*
durch das mittelalterliche Zentrum Regensburgs. Ausflug* mit
Boot zum Donaudurchbruch und zum Kloster Weltenburg.
3. Tag Nürnberg Rundfahrt/-gang* durch Frankens Metropo-
le. Nachmittags freie Zeit. 4. Tag Bamberg Besichtigung* der
alten fränkischen Kaiser- und Bischofsstadt. 5. Tag Würzburg
Besichtigung* der kulturell bedeutsamen Barockstadt mit
bischöflicher Residenz (UNESCO-Weltkulturerbe). 6. Tag
Wertheim–Miltenberg Morgens Stadtrundgang* durch die
historische Altstadt und Besuch des Glasmuseums. In Milten-
berg Rundgang* durch die «Perle des Mains». 7. Tag Flusstag
Geniessen Sie die Annehmlichkeiten an Bord des Schiffes wäh-
rend der gemütlichen Fahrt. 8. Tag Strasbourg Rundfahrt/
-gang* durch die pulsierende Hauptstadt des Elsass. 9. Tag
Basel Ausschiffung und individuelle Heimreise.
Basel–Passau Gleiche Reise in umgekehrter Reihenfolge
Reisedaten 2018 Eshet solangshetRabatt
Basel–Passau
14.06.–22.06. 200
03.09.–11.09. 200

Passau–Basel
29.06.–07.07. 200
11.09.–19.09. 200

MSAntonioBelluccibbbbb – byThurgauTravel
Luxusschiff für 141Gäste. Alle KabinenmitDusche/WC, Föhn,
Telefon, Safe,TVund ind. regulierbarer Klimaanlage. Kabinen
aufMDundOD (ca. 15m²)mit franz. Balkon,Tischund zwei Ses-
sel (ausserMitteldeckhinten). Kabinenauf demHauptdeck (ca.
13m²)mit kleinen, nicht zuöffnendenFenstern. Bordausstat-
tung: Foyer, Shop, Restaurant, Panorama-SalonmitTanzfläche
undBar, Captains Corner, Sauna- undFitnessbereich, Sonnen-
deckmitWhirlpool. GratisWLANnachVerfügbarkeit. Lift zwi-
schenMittel- undOberdeck.Nichtraucherschiff (Rauchenauf
demSonnendeck erlaubt).

• DiamantenstadtAntwerpen
• Kaiser- undBischofsstadtBamberg
• Beliebtes Luxusschiff

* Im Ausflugspaket enthalten, vorab buchbar | + Fak. Ausflug nur an Bord buchbar | Programmänderungen vorbehalten

Preise p.P. in Fr. (vor Rabattabzug) 1 2
2-Bettkabine Hauptdeck hinten 2390 1490
2-Bettkabine Hauptdeck 2590 1590
2-BettkabineMDhinten, franz. Balkon 3590 1890
2-BettkabineMitteldeck, franz. Balkon 3790 1990
2-Bettkabine OD hinten, franz. Balkon 3940 2090
2-Bettkabine Oberdeck, franz. Balkon 4090 2190
Suite Oberdeck (ca. 32m²), franz. Balkon ausgebucht
Zuschläge Alleinbenutzung auf Anfrage
Ausflugspaket (10/8 Ausflüge) 310 190
Annullations-/Extrarückreiseversicherung 79 59

Leistungen: Kreuzfahrt inklusive Vollpension, Bustransfer Zürich/St.
Margrethen–Passau v.v. (Reise 2). Weitere Details im Internet oder
Katalog 2018 verlangen.

GleicheReisenmitweiteren Schiffen
MSEdelweissbbbbk
NEUBasel–Flandern–Holland–Friesland–Basel
15TageabFr.1790.–
(Rabatt von Fr. 400.– abgezogen, 09.06., Hauptdeckhinten, Vollpension)

Abreisedaten Juni undAugust 2018

MSThurgauPrestigebbbbb
Passau–Regensburg–Miltenberg–Basel
9TageabFr.990.–
(Rabatt von Fr. 800.– abgezogen, 17.10., Hauptdeckhinten, Vollpension)

AbreisedatenMai, Juli undOktober 2018

Weitere Details im Internet oder Prospekt verlangen.

JetztSommerferienbuchen!

2-BettkabineMittel- undOberdeck (ca. 15m²)mit franz. Balkon
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Wir alle müssen uns mit dem Älterwerden befassen.
Es betrifft uns selbst, zuerst aber unsere Eltern. Das
blenden wir gern aus. Das gilt auch für die Politik:
Obwohl längst bekannt ist, dass die Zahl der Rentner
von heute 1,5 Millionen bis zum Jahr 2045 auf 2,7 Mil-
lionen steigen wird, ist die Schweiz auf diese demo-
grafische Herausforderung schlecht vorbereitet. Das
bestätigt eine neue Studie der Paul-Schiller-Stiftung.

Wir beruhigen uns heute damit, dass es Alters-
heime, die Spitex oder das Rote Kreuz gibt, die – wenn
es so weit ist – schon zur Stelle sein werden. So ver-
geht die Zeit. Doch die Zeiten haben sich geändert. Als
die Eltern unserer Eltern alt und bedürftig wurden,
war die Betreuung eine Familienangelegenheit: Man
wohnte meist im gleichen Ort oder in der Nähe der El-
tern, die Familien waren kinderreich und die Frauen
meist Hausfrauen. Heute haben wir viel mehr persön-
liche Freiheiten und berufliche Möglichkeiten, aber
spätestens wenn unsere betagten Eltern unsere Hilfe
brauchen, müssen wir uns einschränken.

Denn viele Pensionierte wollen vor dem Eintritt
ins Heim möglichst lange in den eigenen vier Wänden
leben können. Es ist ihr Recht auf ein würdiges Altern,
es setzt aber eine gute ambulante Betreuung voraus.
Doch selbst die rund 330000 Kinder und Partner, die
heute ihre hilfsbedürftigen Angehörigen zu Hause be-
treuen, kommen trotz Spitex-Unterstützung ans Limit.
Bereits 2014 stellte der Bundesrat zur Situation von
betreuenden Angehörigen fest, dass diese vielfach
überfordert und erschöpft seien. Bei Erwerbstätigen
komme dazu, dass sie ihre berufliche Laufbahn und
materielle Existenz gefährden würden.

Es ist absehbar, dass mit der Zunahme von neuen
Familienmodellen, kinderlosen Erwachsenen und er-
werbstätigen Frauen sich die Lage weiter verschärfen
wird. Trotzdem scheinen sich viele bürgerliche Politi-
ker immer noch nicht bewusst zu sein, dass mit einer
besseren Begleitung und Anerkennung der Angehöri-
gen die Heimeinweisungen beträchtlich verzögert und
die Kosten entsprechend gesenkt werden könnten.
Gerade die Kostenfrage sollte für die Politik Motiva-
tion genug sein, endlich zu handeln.

Kommentar Michael Soukup,
Inlandredaktor,
über Betreuung im Alter.

Zu lange
ausgeblendet

Anzeige

Welt im Bild
Ein Mann betet an der
Küste Japans, wo ein
Tsunami und ein
Erdbeben vor
sieben Jahren die
Nuklearkatastrophe
im AKW Fukushima
auslösten. (TA)

Foto: Kimimasa Mayama (EPA, Keystone)

Sie machen einen auf emanzi-
piert, nehmen aber bei der Hei-
rat den Namen des Mannes an.
Sie könnten ihr eigenes Geld
verdienen, liegen aber dem Ge-
mahl auf der Tasche. Weil sie zu
bequem sind, eine «prinzessi-
nenhafte Einstellung» haben –
und sowohl Eigenständigkeit als
auch finanzielle Verantwortung
«nicht Teil ihres emanzipatori-
schen Gedankenguts ist».

Meine Kollegin Bettina Weber
enervierte sich am Tag der Frau
eine ganze Zeitungsseite lang
darüber, wie unemanzipiert
viele von uns doch seien, und
fragte: «Frauen, wo ist euer
Stolz?» Frauen beteiligten sich
nur gerade bei 20 Prozent aller
Paare mit mehr als der Hälfte
am Haushaltseinkommen. Bei
Paaren mit Kindern seien es
10 Prozent. «Anders gesagt:
Geld zu verdienen, ist Männer-
sache», schreibt Weber; «immer
noch.» Das kann man so sehen,
heisst aber auch: Kinder zu
erziehen, ist Frauensache.
Immer noch.

Die Autorin fordert, dass
Frauen vermehrt finanzielle

Verantwortung übernehmen
sollen, indem sie hohe Teilzeit-
pensen oder Vollzeit arbeiten.
Dagegen ist nichts einzuwen-
den. Solange keine Kinder da
sind, geht das wunderbar.

Doch sobald das erste Kind
zur Welt kommt, ändert sich die
Situation. Die Werte verschie-
ben sich. Wer selbst Kinder hat,
weiss, wovon die Rede ist. Vor
allem die Mutter baut schnell
eine sehr starke Bindung zum
Kind auf. Ihre Karriereziele
rücken oft in den Hintergrund.
Die wenigsten Eltern möchten
das Kind deshalb während den
ersten Jahren zu 100 Prozent
fremdbetreuen lassen.

Weil es in der Schweiz keinen
gesetzlichen Elternurlaub gibt,
bleiben die Mütter nach der

Geburt zu Hause, und die Väter
arbeiten weiterhin voll. Nach
den 14 Wochen Mutterschafts-
urlaub könnten die Eltern die
Aufgabenteilung ändern: Frau
geht arbeiten, Mann bleibt
daheim. Das jedoch bleibt meist
Theorie. Männer verdienen in
der Regel mehr als Frauen.
Wenn er sein Pensum reduziert,
belastet es das Haushaltbudget
mehr. Ausserdem wollen viele
Männer gar nicht reduzieren.

Der Mann arbeitet weiter
Vollzeit, die Frau geht einer
bezahlten Teilzeitarbeit nach.
Sowie einer unbezahlten – Haus-
halt und Kinderbetreuung. So
emanzipiert Frauen heute auch
sind: Solange Unternehmen
keine familienfreundlichen
Bedingungen bieten, Krippen-

plätze teuer sind, es kaum
Tagesschulen gibt und Kinder-
horte während den Schulferien
schliessen, ist eine Vollzeitstelle
für die Mutter ein kaum zu
bewältigender Kraftakt.

«Solche Faktoren führen
dazu, dass der Anteil Teilzeit
arbeitender Frauen in der
Schweiz enorm hoch ist», sagt
Nicole Schwab, Gründerin einer
Stiftung, die Firmen für die
Gleichstellung von Mann und
Frau zertifiziert. Mütter können
nur voll erwerbstätig sein, wenn
ihre Männer sie unterstützen,
indem sie ihr Arbeitspensum
reduzieren und einen Teil der
Kinderbetreuung und Haus-
arbeit übernehmen. Und Politik
und Wirtschaft müssen Anreize
schaffen, dass Mütter erwerbs-
tätig bleiben. Dazu zählen
ausreichend Betreuungsplätze,
flexible Arbeitszeiten und mehr
Teilzeitstellen für Frauen und
Männer. In diesen Punkten
belegt die Schweiz im Vergleich
mit anderen OECD-Staaten noch
immer traurige Schlussplätze.
Mit fehlendem Stolz der Mütter
hat das nichts zu tun.

Mamablog Und was ist mit den Kindern? – Von Gabriela Braun

Ihre persönliche erhalten Sie gratis und exklusiv zum Tages-Anzeiger-Abo, 0848 848 840 oder www.tagesanzeiger.ch/abo

IM ABO LESEN UND PROFITIEREN

Die Photobastei: Das Haus der
Fotografie im Herzen von Zürich
Mittwoch bis Samstag: 12 bis 21 Uhr; Sonntag: 12 bis 18 Uhr
Photobastei, Sihlquai 125, 8005 Zürich

Die Photobastei vereint auf zwei Stockwerken museale
Ausstellungen mit dem Können der Berufsfotografie und der
Leidenschaft für Fotografie. Diese Quadratur des Kreises
macht sie zu einem Laboratorium der gegenseitigen Befruch-
tung mit einer einzigartigen, offenen Atmosphäre — mitten in
der Stadt am Limmatplatz!
Auch die Bar ist nicht in erster Linie die Aufforderung zum
Konsum, sondern die Einladung zur Auseinandersetzung.
Hier trifft man sich und tauscht sich aus. Hier lässt man sich
von über 1000 Fotobüchern inspirieren, geniesst einen Bilder-
abend, einen Vortrag, die vielen Vernissagen oder auch eines
der zahlreichen Konzerte. Die kleine Bühne bricht bewusst
mit dem Monolog ex cathedra, fordert auf zum Dialog und
kreiert zuweilen auch Tumulte im Kampf um die vorläufige
Deutungshoheit unserer Weltbilder. Lassen auch Sie sich
inspirieren!

Ihr CARTE BLANCHE-Angebot
CHF 7.– statt CHF 12.–

Vorverkauf
Bei Vorweisung der CARTE BLANCHE an der Tages-
kasse erhalten Sie maximal 2 Tickets pro CARTE
BLANCHE zu den vergünstigten Konditionen. Das
Angebot ist limitiert und nicht kumulierbar mit anderen
Vergünstigungen.

Weitere Informationen
www.photobastei.ch

CHF 5.–
GÜNSTIGER

CARTE BLANCHE-Inhaber profitieren von
reduzierten Eintrittspreisen zu den grossen
Dauerausstellungen.
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Gleichstellungsrankings ihre kommuna-
len und kantonalen Fachstellen für
Gleichstellung mit genügend Kompeten-
zen und Ressourcen auszustatten.

DieWebsite gehört zumDepartement
Gesundheit und Soziales. Seit Anfang
letztes Jahr regiert hier Franziska Roth,
SVP. Von der Partei sagt heute niemand
mehr öffentlich, dass die schlechtere
Stellung der Frau gottgewollt sei. Aber
Franziska Roth sagt: «Die Gleichstellung
ist erreicht. Es gibt keine grossen Hand-
lungsfelder mehr, für den Staat schon
gar nicht. Der Rest, wie die verbleibende
Lohnungleichheit, liegt in der Eigenver-
antwortung des Einzelnen.»

Unter demDeckmantel Sparen
Die Zahlen sprechen eine andere Spra-
che. Wenn es sie denn gibt. In seiner Ge-
schichte hat der Aargau erst drei Frauen
in die kantonale Exekutive gebracht. In
den Aargauer Staatsbetrieben führen
fast ausschliesslich Männer. Die Frauen
verdienen in der Region 17,7 Prozent we-
niger als die Männer, 7 Prozent davon
sind nicht mit unterschiedlicher Ausbil-
dung, Dienstalter oder Stellung erklär-
bar. Wie überall in der Schweiz erleben
Frauen im Aargau – im Gegensatz zu
Männern – einen Lohnknick, sobald sie
heiraten und Kinder kriegen. Für Kin-
derkrippen sind die Gemeinden zustän-
dig. Sie können Angebote schaffen – falls
sie denken, es bestünde Bedarf. Über-
sichtliche Zahlen zu den Plätzen gibt es
nicht. Solche etwa würden Fachstellen
sammeln und veröffentlichen.

«Normalerweise werden Förderstel-
len abgeschafft, wenn es sie nicht mehr
braucht», ruft die grüne Nationalrätin
Irène Kälin letzten Donnerstag 500
Demonstranten in Aarau zu. Buhrufe.
«Freiwillig hätte es die Wirtschaft seit 37
Jahrenmachen können.» Ein 62-jähriger
Zofinger buht mit: «Wir werden mit den
Frauen mitdiskriminiert», sagt er. «So-
lange das so ist, gehe ich auf die Strasse.
Wir wollen unsere Fachstelle zurück.»

Die Fachstellen für Gleichstellung
werden kritisiert, nichts zu nützen, seit
sie Ende der 80er-Jahre entstanden
sind. Die stetigen Angriffe auf die För-
derstellen gehen von konservativen

Hardlinern der SVP aus. Und Hardline-
rinnen. Bereits 1994 forderte eine SVP-
Grossrätin im Kanton Bern, dass die
kürzlich geschaffene Gleichstellungs-
fachstelle in eine Stelle für Familienfra-
gen umgewandelt wird. Sie befürchtete,
Frauenförderung könnte sich negativ
auf die Familie auswirken. Fast zur glei-
chen Zeit wollten zwei SVP-Gemeinde-
räte das Gleichstellungsbüro in der Stadt
Zürich abschaffen. Die Gleichstellung
sei realisiert, argumentierten sie.

2001 beabsichtigen die SVP-National-
räte Toni Bortoluzzi und Bruno Zuppi-
ger, auch das Eidgenössische Büro für
die Gleichstellung von Frau und Mann
wieder zu streichen. Alleine die städti-
sche Fachstelle in Zürich sollte 2002
(Motion SVP), 2003 (Interpellation SVP),
2007 (Postulat SVP), 2009 (Postulat
SVP), 2014 (Interpellation FDP), 2015
(Postulat FDP), 2017 (Anfrage SVP) und
auch 2018 (Interpellation SVP) abge-
schafft, behindert oder geschrumpft
werden. Dasselbe Bild auf kantonaler
Ebene: September 2017, die Budgetbera-
tungen stehen an. Ein SVP-Kantonsrat
fühlt vor mit einem unauffälligen Antrag
auf Finanzmittelentzug. Das Geschäft
soll schon vor der Budgetdiskussion be-
schlossene Sache sein. Knapp vor Weih-
nachten legt ein zweiter SVP-Kantonsrat
nach: Der Fachstelle soll der Auftrag
entzogen werden. Gut orchestriert, das
Vorhaben scheiterte trotzdem. Das Ar-
gument ist immer das gleiche: Sparen.

Als «heuchlerisch» bezeichnet Polit-
geograf Michael Hermann das Argu-
ment. «Von rechtsbürgerlicher Seite be-
steht kein Interesse an einer Wirkung
der Büros. Sie will die alte Ordnung von
Macht und Einfluss erhalten. Neu ist,
dass die FDPmitmacht», sagt er. Ähnlich
sieht es der Berner Politologe Werner
Seitz: «Die Rechtsbürgerlichenmöchten
die Schlechterstellung der Frauen nicht
mit institutionellen Massnahmen lösen,
sondern dem Lauf der Zeit überlassen.»

Doch die Rechtsbürgerlichen haben
nicht mit der Zivilgesellschaft gerech-
net. Mit #Aufschrei, #MeToo, dem Ren-
tenalter für die Frau bei der AHV-Re-
form und dem neuen Gleichstellungsge-
setz ist das Thema in der Öffentlichkeit

virulenter denn je. Die nicht gerade als
links-grün bekannte Baselbieter Stimm-
bevölkerung schmetterte die SVP-Initia-
tive zur Abschaffung der Fachstelle
2008 mit 63 Prozent ab. Winterthur hat
die Fachstelle 2017 gesetzlich verankert.

«Am Ende können die Dauerangriffe
die Fachstellen auch stärken», sagt Anja
Derungs, Präsidentin der Schweizeri-
schen Konferenz der Gleichstellungsbe-
auftragten. «Durch die ständige Beob-
achtung sind sie gezwungen, stets im
Dialog zu bleiben. Sie arbeiten transpa-
rent, schärfen ihre Strategie undmessen
ihre Erfolge.» Frauen sind beispiels-
weise messbar besser ausgebildet als
noch vor 15 Jahren. Dennoch seien die
Einfallstore für Individualisierungen,
Banalisierungen und falsche Behaup-
tungen besonders gross. «Wie etwa die
Aussage, dass die Gleichstellung der Ge-
schlechter längst erreicht ist, auch wenn
die Zahlen etwas anderes belegen.»

Gleichstellung als Zückerchen
«Ich bin ein Schweizer Knabe – und
wohne im Aargau. Mein Lohn ist gut und
höher – als der von meiner Frau. Laut
Bundesverfassung ist das nicht i. O.
Doch im Rüebliland, da tickt man so.»
Die Kabarettistinnen Knuth und Tucek
beenden eine Gesangseinlage an der
Demonstration in Aarau. «Gleichstel-
lung ist kein Zückerchen, sondern ein
Auftrag», schmettert SP-Nationalrätin
Yvonne Feri danach übers Pflaster. Tril-
lerpfeifen. «Gleichstellung betrifft Män-
ner wie Frauen. Das scheinen die Her-
ren im Ständerat nicht zu verstehen.»
Trillerpfeifen. «Warum stehen sie nicht
mutig hin und geben zu, dass sie nicht
an die Lohnungleichheit glauben? Doch
wenn unsere Berechnungen nicht stim-
men, wo sind dann ihre? Wo sind ihre
Beweise?» Die Demonstranten johlen.

Es ist Weltfrauentag. Und ein paar
Tage davor gab die SVP bekannt, dass
Magdalena Martullo an die Parteispitze
nachrutscht. Sie hatte Glück, dass die
Gleichstellung nicht nach dem Tempo
ihres Vaters verlief. Die Mehrheitsaktio-
närin der Ems-Chemie Holding dürfte
heute wahrscheinlich immer noch keine
Verträge unterschreiben.

«DieDauerangriffe
können
die Fachstellen
stärken.»
Anja Derungs, Gleichstellungsbeauftragte

Es war Christoph Blochers erster Kampf,
und es gibt ein fast schon ikonisches Bild
davon: Der junge SVP-Nationalrat, die
Haare noch braun, sitzt mit einer Pfeife
im Mund vor einem Mikrofon. Hinter
ihm an der Wand sein erstes Abstim-
mungsplakat: Zwei Eheleute im Bett. Er
schläft bereits. Sie starrt verdutzt auf
einen Richter, der sich zwischen sie ge-
setzt hat. «Verfehltes Eherecht – Nein»,
steht darüber, dazu: «familienfeindlich,
ehefeindlich, kinderfeindlich».

Das war 1985. Blocher wollte damals
verhindern, dass der Mann nicht mehr
als das gesetzliche Oberhaupt der Fami-
lie gilt, dass Ehefrauen sich emanzipie-
ren, die Haushaltungspflicht ablegen
und ohne Unterschrift des Gatten ver-
tragsfähig werden können. Blocher ar-
gumentierte in einer Kolumne so: «Sehe
ich falsch, wenn ich diese Über- und
Unterordnungsverhältnisse zwischen
Mann und Frau in engster Beziehung
sehe zu demselben Verhältnis zwischen
Christus und der Gemeinde, zwischen
Gott und der Welt, ja zwischen Gott Va-
ter und Gott Sohn selbst?» Gepolter auf
Plakaten. Gottgewollte Ungleichstellung
– Blocher erlebte eine krachende Nie-
derlage an der Urne.

30 Jahre und einige Rechtsrutsche
später bleibt der Fachstellenleiterin
Gleichstellung des Kantons Aargau, Mar-
grit Schärer, in ihrem kleinen Büro hin-
ter dem Aarauer Bahnhof gerade noch
genug Geld, um sich selber abzuschaf-
fen. Es ist Frühling 2017. In der vorange-
gangenen Budgetdebatte brachte die
SVP mithilfe von FDP und der BDP eine
Kürzung bei der Fachstelle um 130000
Franken pro Jahr durch. Danach blieben
70000 Franken – zum Aufräumen. Die
bürgerliche Mehrheit hat den Kampf
gegen das Gleichstellungsbüro gewon-
nen. Es schrumpft zu einer «Fachstelle
für Alter und Familie», 60 Stellenpro-
zente für eine halbe Million Einwohner.

Wenn die Aargauer heute nach der
Fachstelle googeln, werden sie an die
eidgenössische weitergeleitet. Wie ein
Fanal des Untergangs steht da ein weite-
rer Link. Er führt zu einem UNO-Bericht
von 2016. Dieser rät der Schweiz drin-
gend, angesichts ihres Rückfalls in den

Liberté, Egalité, SVP
Die Rechtsbürgerlichen attackieren Gleichstellungsfachstellen, seit es sie gibt. Doch ihre Vorstösse sind diskreter
geworden. Was passiert, wenn sie erfolgreich sind, zeigt sich im Kanton Aargau. Von Rafaela Roth

Christoph Blocher kämpft gegen das
neue Eherecht. Foto: Keystone

Kein Geld mehr für die Gleichstellung: Am Weltfrauentag demonstrieren Hunderte in Aarau gegen die Schliessung des kantonalen Gleichstellungsbüros. Foto: Dominique Meienberg
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